Deutscher Bundestag Drucksache 1 2/7568 

12. Wahlperiode 

17 . 05 . 94 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Ingrid Koppe 
und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/5694 — 

Gesetzliche Regelung zur Einführung der Informationsfreiheit 
(Allgemeines Informationsfreiheits-Gesetz) 


A. Problem 

Die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN begehrt eine Entschlie- 
ßung des Deutschen Bundestages, mit der der Deutsche Bundestag 
feststellen soll, daß ein Gesetz, das im Sinne eines Allgemeinen 
Einsichtsrechts die Informationsfreiheit von Bürgerinnen und Bür- 
gern gegenüber Behörden und den dort gesammelten Unterlagen 
bzw. Informationen regelt, seit vielen Jahren überfällig sei. 

Zudem soll der Deutsche Bundestag die Bundesregierung auf- 
fordern, 

— einen Gesetzentwurf zur Einführung der Allgemeinen Informa- 
tionsfreiheit mit — soweit notwendig — bereichsspezifischen 
Regelungen vorzulegen, der die aufgeführten Grundsätze und 
Bedingungen erfüllt, 

— Verhandlungen mit den Regierungen der Länder aufzuneh- 
men, um eine parallele gesetzliche Regelung der Informations- 
freiheit auf der Ebene des Bundes und der Länder zu er- 
reichen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrages auf Drucksache 12/5694. 


Mehrheit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Abgeordneten Ingrid Koppe und der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN — Drucksache 12/5694 — abzu- 
löhnen. 

Bonn, den 11. Mai 1994 

Der Innenausschuß 

Hans Gottfried Bernrath Dr. Joseph-Theodor Blank Dorle Marx 

Vorsitzender Berichterstatter Berichterstatterin 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Joseph-Theodor Blank, Dorle Marx 
und Hans-Joachim Otto (Frankfurt) 


1. Zum Beratungsverfahren 

Der Antrag der Abgeordneten Ingrid Koppe und der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wurde in der 
202. Sitzung des Deutschen Bundestages am 13. Ja- 
nuar 1993 an den Innenausschuß federführend und an 
den Rechtsausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Innenausschuß hat den Antrag in seiner 96. Sit- 
zung am 27. April 1994 beraten und mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimme der 
Gruppe der PDS/Linke Liste bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der SPD in Abwesenheit der Gruppe BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN beschlossen, den Antrag abzu- 
lehnen. 


II. Zur Begründung 

Seitens der Fraktion der CDU/CSU wurde die Ableh- 
nung des Antrags damit begründet, daß nicht einseh- 
bar sei, daß jedermann — auch ohne Nachweis eines 
besonderen rechtlichen oder berechtigten Interes- 
ses — gegenüber der öffentlichen Verwaltung ein 
umfassendes Informationsrecht über alles, was in 
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Akten etc. festgehalten werde, haben solle. Es solle 
bei den bisherigen Voraussetzungen für die Einsicht- 
nahme bleiben. 

Die Fraktion der F.D.P. hat dargelegt, man stehe 
zwar prinzipiell in dem Konfliktfeld zwischen der 
Informationsfreiheit des Bürgers und staatlichen 
Erfordernissen dem Anliegen des Gesetzentwurfs 
offen gegenüber. Dem Antrag der Gruppe BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN könne man jedoch in seinen 
Einzelheiten nicht zustimmen. Man solle sich der 
Problematik in der kommenden Wahlperiode sorgfäl- 
tig annehmen. 

Die Fraktion der SPD hat darauf verwiesen, daß sie in 
der letzten Wahlperiode bereits ähnliche Initiativen 
wie die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einge- 
bracht habe. Sie hat sich jedoch dafür ausgesprochen, 
zunächst die Umsetzung der EG -Richtlinie 
90/313/EWG des Rates vom 7. Juni 1990 über den 
freien Zugang zu Informationen über die Umwelt in 
Angriff zu nehmen, die Erfolge mit dieser Regelung 
auszuwerten imd sich dann erst zu überlegen, ob man 
ein allgemeines Informationsfreiheits- und -zugangs- 
recht schaffen wolle. 


Dr, Joseph-Theodor Blank Dorle Marx Hans-Joachim Otto (Frankfurt) 

Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter 
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